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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik 
(8. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Umdruck 43 — 

den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Umdruck 44 Punkte 1, 2 und 4 — 

den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Umdruck 62 — 

den Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
— Umdruck 78 Teil b) — 

sämtliche zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 


hier: Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 
— Drucksachen V/250 Anlage, V/575 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Freyh und Dr. Vogel (Speyer) 


I. Allgemeines über die Beratung der Anträge 

In den aufgeführten Anträgen werden Fragen 
der Studienförderung, insbesondere nach dem Hon- 
nefer Modell, der Hochbegabtenförderung und der 
Ausbildungsförderung angeschnitten. Entsprechend 
einer Übereinkunft zwischen den Vorsitzenden der 
Ausschüsse für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik und für Familien- und Jugendfragen hat 


der Ältestenrat des Deutschen Bundestages gegen- 
über den Überweisungsbeschlüssen des Plenums des 
Deutschen Bundestages einer Veränderung in der 
Federführung und der Mitberatung der in diesem 
Bericht behandelten Entschließungsanträge zuge- 
stimmt. 

Der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik hat danach federführend die Themen 
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Studentenförderung und Hochbegabtenförderung i 
beraten, soweit auf sie in den Anträgen auf den ] 
Umdrucken 43, 44, 62 und 78 Bezug genommen wird. | 
Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen hat | 
sich als mitberatender Ausschuß zur Studentenför- ^ 
derung geäußert, soweit sie Gegenstand der An- , 
träge auf den Umdrucken 44 und 62 war. : 

I 

l 

11. Im einzelnen i 

i 

1. Studienförderung nach dem Honnefer Modell j 

(Umdrucke 44 und 62) j 

In die Beratungen wurde die Empfehlung des ^ 
mitberatenden Ausschusses für Familien- und Ju- ■ 
gendfragen einbezogen, die Studentenförderung ent- 
sprechend den Umdrucken 44 und 62 Punkt a) im 
Haushaltsjahr 1967 an die veränderten Lebensbe- 
dingungen anzupassen. Im einzelnen empfahl der 
mitberatende Ausschuß, die Bundesregierung zu I 
einer Verbesserung der Bewilligungsbedingungen 
entsprechend den Nummern 1 und 4 des Antrages 
der Fraktion der SPD aufzufordern. Zu den Punk- 
ten 2, 3 und 5 dieses Antrages hatte der Ausschuß j 
auf ein Votum verzichtet, da er sich für diese Fra- i 
gen nicht zuständig hielt. j 

Die Fraktion der SPD strebte in ihrem Antrag j 
eine Neufassung der Bewilligungsbedingungen mit | 
dem Ziel an, die Förderungsmeßbeträge und die I 
Einkommensfreibeträge anzuheben, die Anfangs- | 
Semester voll in die Förderung einzubeziehen, die j 
Darlehensförderung auf das letzte Semester der : 
Höchstförderungszeit zu verlagern und bei Studen- | 
ten des Zweiten Bildungsweges einschließlich der 
Abendgymnasien für Berufstätige auf einen Beitrag 
der Unterhaltsverpflichteten zu verzichten. 

Die Fraktion der CDU/CSU erwartete von der 
Bundesregierung Vorschläge zur Anpassung der 
Studentenförderung an die sich ändernden Lebens- 
und Studienbedingungen. Wie sich aus der Begrün- 
dung des Antrages ergab, hielten die Antragsteller 
zwar im Grundsatz Verbesserungen der Studenten- 
förderung entsprechend den Punkten 1, 2 und 4 
des Antrages der Fraktion der SPD für erforderlich. 
Jedoch müsse bei der Anpassung der Studenten- 
förderung die Haushaltslage in Bund und Ländern 
berücksichtigt werden, und deshalb könnten die als 
notwendig erachteten Verbesserungen nicht gleich- 
zeitig, sondern nur in der Rangfolge ihrer Dringlich- 
keit verwirklicht werden. 

Im Laufe der Beratungen erklärte sich die Frak- 
tion der SPD bereit, die Veränderung der Darlehens- 
förderung und die angestrebte Regelung für den 
Zweiten Bildungsweg aus den Beratungen auszu- 
klammern und zu einem späteren Zeitpunkt geson- 
dert zu behandeln, hielt jedoch an den Punkten 1, 2 
und 4 ihres Antrages fest, da die Förderungsvoraus- 
setzungen und -leistungen des Honnefer Modells 
schon seit längerer Zeit nicht mehr den veränderten 
Lebenshaltungs- und Ausbildungskosten entspre- 
chen und die teilweise Ausklammerung der An- 
fangssemester aus der Förderung die Bemühungen 
um eine Straffung des Studiums erschwert. 

Der Ausschuß billigte schließlich mit Mehrheit j 
die Punkte 1, 2 und 4 des Antrages der Fraktion | 


der SPD It. Umdruck 44 und erklärte damit den An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU als erledigt. Der 
Beschluß ist als Antrag des Ausschusses beigefügt. 
Eine Minderheit hielt die stufenweise Verwirk- 
lichung der Verbesserungen für erforderlich. Der 
Ausschuß erklärte sich außerdem einverstanden, die 
Punkte 3 und 5 des Antrages der Fraktion der SPD 
zu einem späteren Zeitpunkt eingehend zu beraten. 

2. Hochbegabtenförderung 

(Umdrucke 43, 62, 78) 

Hier forderte der Antrag der CDU/CSU eine Ver- 
besserung des Finanzierungsschlüssels für die Hoch- 
begabtenförderungswerke, die SPD erstrebte eine 
Neuregelung der Hochbegabtenförderung, die FDP 
wünschte eine verstärkte Förderung im Rahmen der 
Studienstiftung des Deutschen Volkes. Auf Be- 
schluß des Ausschusses wurden die Vertreter fol- 
gender Förderungswerke zu einer öffentlichen An- 
hörung gebeten: 

Konrad-Adenauer-Stiftung für politische Bildung 
und Studienförderung e. V. 

Cusanuswerk Bischöfliche Studienstiftung 

Friedrich-Ebert-Stiftung 

Evangelisches Studienwerk e. V. 

Stiftung Mitbestimmung 
Studienstiftung des Deutschen Volkes 

Ihnen wurden folgende Fragen unterbreitet: 

1. Was ist die Begründung für die besondere Hoch- 
begabtenförderung, was tut sie Besonderes über 
die Studentenförderung nach dem Honnefer Mo- 
dell hinaus? Hat die Hochbegabtenförderung 
noch wesentlich mit der Überwindung von öko- 
nomischer Bedürftigkeit zu tun? 

2. Wie koordinieren sich die Stiftungen bei ihrer 
Förderungstätigkeit untereinander und in wel- 
chen prinzipiellen Punkten unterscheiden sie sich 
oder verzichten auf eine Koordination? 

3. Nach welchen Kennzeichen einer besonderen Be- 
gabung gehen die Stiftungen vor, wenn sie im 
Einzelfall die Förderungswürdigkeit prüfen? 

4. Wird das Abitur in allen Fällen als unabding- 
bares Kennzeichen bei der Feststellung der be- 
sonderen Begabung verlangt oder werden auch 
andere Kennzeichen anstelle des Abiturs, wenn 
es im Einzelfall fehlt, anerkannt? 

5. Falls anstelle des fehlenden Abiturs andere 
Kennzeichen anerkannt werden, handelt es sich 
dann um Spezialbegabtenförderung? 

6. Ist die Zahl der Stipendiaten niedriger gewor- 
den, weil die Eigenmittel der Stiftungen nicht 
für mehr ausreichen? 

7. Auf welche Weise richten die Stiftungen ihre 
Förderungsmaßnahmen auf einzelne Wissen- 
schaftsgebiete aus und gibt es dabei eine Berufs- 
lenkung in irgendeiner Form? 
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8. Suchen die Stiftungen bei der Feststellung von ! 

besonderen Begabungen bereits unter Schülern, i 
die noch nicht unmittelbar vor dem Abitur ste- ! 
hen, und beeinflussen sie etwa auch Eltern, um | 
sie zu bewegen, hochbegabte Kinder studieren j 
zu lassen? j 

9. Gibt es Störungen der Hochbegabtenförderung i 

durch den an manchen Hochschulen angewand- | 
ten Numerus Clausus? j 

An die ausführliche Beantwortung dieser Fragen 
schloß sich eine lebhafte Diskussion zwischen den i 
Ausschußmitgliedern und den verschiedenen Ver- 
tretern an. Das stenographische Protokoll dieser 
Sitzung wird veröffentlicht. 

Der Ausschuß vertritt übereinstimmend die Mei- 
nung, daß eine eigene Hochbegabtenförderung not- | 
wendig und darum grundsätzlich auch förderungs- j 
würdig ist. Er hält es für richtig, bei der Berech- j 
nung der ihr zu gewährenden staatlichen Förde- | 
rungsmaßnahmen zunächst in Anlehnung an die j 


Förderungsmeßbeträge und die Bemessungsgrund- 
lagen des Honnefer Modells zu verfahren; zusätz- 
lich aber eine Beihilfe von monatlich 50 DM je Stu- 
dierenden zum Büchergeld zu gewähren. 

Einigkeit bestand ferner darin, daß die Förde- 
rungsmaßnahmen der Studienstiftung des Deut- 
schen Volkes insofern einer Sonderregelung be- 
dürfen, als sie in großem Umfang auch aus anderen 
Quellen Zuschüsse erhält. Deshalb ist obige Rege- 
lung sinngemäß anzuwenden, um sicherzustellen, 
daß die Zahl der von ihr geförderten Studenten nicht 
absinkt. 

3. Vereinfachung des Bewilligungsverfahrens einer 
Studienförderung 

Der Ausschuß hält es für notwendig, nachdrück- 
lich auf die erheblichen verwaltungstechnischen 
Schwierigkeiten bei der Durchführung der Förde- 
rungsmaßnahmen hinzuweisen und die Bundesregie- 
rung aufzufordern, ihre Bemühungen um eine als- 
baldige Vereinfachung zu verstärken. 


Bonn, den 15. Dezember 1966 

Frau Freyh Dr. Vogel (Speyer) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. a) Den Nummern 1, 2 und 4 des Entschlie- 

ßungsantrags — Umdruck 44 — wird zu- 
gestimmt. 

b) Der Teil a) des Entschließungsantrags — 
Umdruck 62 — wird insoweit als erledigt 
erklärt. 

II. Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei den Beratungen über den Haushaltsplan 
1967 darauf hinzuwirken, daß den Einrichtun- 
gen zur Förderung hochbegabter Studenten die 
Mittel zur Verfügung gestellt werden, die er- 
forderlich sind 

a) für die Zahlung von Grundstipendien, die 
sich bei Anwendung der Förderungsricht- 
linien nach dem Honnefer Modell ergeben. 


b) für einen Zuschuß in Höhe von 50 DM pro 
Monat und gefördertem Studenten zum 
Büchergeld. 

Bei der Bemessung des Bundeszuschusses an 
die Studienstiftung des Deutschen Volkes soll 
diese Regelung sinngemäß gelten, soweit ihr 
nicht Mittel aus anderen Quellen zur Verfü- 
gung stehen. Dabei soll sichergestellt werden, 
daß die Zahl der von der Studienstiftung ge- 
förderten Stipendiaten nicht absinkt. 

III. Die Bundesregierung wird ersucht, 

ihre Bemühungen um die Vereinfachung des 
Verfahrens zur Ermittlung der Eigenleistungen 
zu verstärken, die von den Unterhaltspflichti- 
gen bei den unter I und II genannten Maßnah- 
men der Studienförderung erwartet werden. 


Bonn, den 15. Dezember 1966 


Der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik 

Dr. Lohmar Frau Freyh Dr. Vogel (Speyer) 

Vorsitzender Berichterstatter 



